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# Zentrum und $ßa\>eri8Cbe
Volkspartei .

Noch bis vor einigen Monaten hat man innerhalb - er
Deutschen Zentrumspartei gehofft, daß es doch noch ein-
nial möglich fein werde, die Bayerische Volks¬
partei , die ja früher nichts anderes lvar als die
Bayerische Zentrumspartei , mit der großen Mutterpartei
wieder zu vereinigen . Und dementsprechend lvurde die
Bayerische Volkspartei denn auch behandelt . Man ta¬
delte wohl ihre den Reichsinteressen wenig förderliche
Politik , aber man befleißigte sich dabei doch eines Tones ,
der die Möglichkeit einer Wiederannäherung nicht aus -
schlotz . Vor allem aber hütete man sich, in Bayern eine
eigene Zentrumsorganisation ins Leben zu rufen .

Der Konflikt Bayerns mit dein Reich hat dann offen¬
bar dazu geführt , daß man in führenden Zentrums¬
kreisen jene Hoffnung auf eine baldige Wiederver¬
schmelzung zu den Akten legte . Und damit lvaren die
hauptsächlichsten Bedenken gegen die Begründung einer
selbständigen Zentrumspartei in Bayern aus dem Wege
geräumt . Und so ist denn auch vor kurzem in Bayern
die Gründung einer Bayerischen Zen¬
trumspartei unter deiilAlainen einer C h r i st -
lich - sozialen Volkspmrtei vollzogen worden.
Ja , diese Partei ist auch bereits mit Kundgebungen an
die Öffentlichkeit getreten , und zwar mit Kundgebungen ,die den Trennungsstrich zwischen ihr und der Bayerischen
Volkspartei klar erkennen lassen . Das gleiche wird , wie
die Zeitungen melden, auch in der Pfalz geschehen.
Auch dort soll eine pfälzische Organisation der Zen^
trumspartei geschaffen werden . Wie stark diese Organi¬
sationen sind, wissen wir im Augenblick nicht . Daß sie
über einen nennenswerten Anhängerkreis verfügen , wird
wohl anzunehmen sein . Und durch zielbewußte Arbeit
werden sie sicherlich mit der Zeit auch ein Machtfaktor im
parteipolitischen Leben Bayerns und der Pfalz werden.

Wie wenig nian im Zentrum und im Bereich der dem
Zentrum politisch nahestehenden Korporationen der Po¬
litik dOk Bayerischen Volkspartei znzustimmen vermag ,
beweist uns außer diesen Erscheinungen ain deutlichsten
die Rede, die der Reichstagsabgeordnete I o o s , der
Führer der katholischen Arbeitervereine ,
dieser Tage in Essen gehalten hat . Diese katholischen Ar¬
beitervereine — nicht zu verwechseln init den christlichen
Gewerkschaften , die gleichfalls dem Zentrum nahestehen
— umfassen etwa 200000 Mitglieder . Wenn also Joos
im Namen dieser 200 000 katholischen Arbeiter spricht,
so ist seinen Äußerungen zweifellos politische Bedeirtung
beizumessen .

Im Hauptteil seiner Rede, über die wir noch an an-
derer Stelle berichten, befaßte sich Joos eingehend mit
dem Verhältnis des Reiches zu Bayern . Da¬
bei hat er Warnungen und Mahnungen an die Adresse
Bayerns gerichtet , die von niemandem überhört werden
sollten, dem an der Erhaltung der Reichseinheit gelegen
ist. Zunächst beklagt Joos die bekannten Äußerungen
des Erzbischofs Faulhaber auf dem Münchner Ka¬
tholikentag . Die Deutung , die diese Äußerungen in
deutsch - nationalen Blättern gefunden haben,
beweise am besten , w e s s e n Geschäfte in Bayern heute
besorgt werden . Allgemach seien die Tinge in Bayern
bedenklich weit gediehen . Das habe in diesem
Jahre jeder Besucher des Katholikentages in München
gespürt . Es seien da Kräfte am Werk, die die bayerische
Volksseele zu Zwecken mißbrauchen wollen, die diese von
sich aus nicht will . In München werde der Hebel ange-
setzt , mit dem man die Weimarer Verfassung
aus den Angeln heben wolle . Die bayerische
Frage sei zu einer Lebensfrage für das Reich
geworden. Das deutsche Volk habe das moralisch und
wirtschaftlich llngeheuerliche des Versailler Vertrages
nur auf sich genommen, um die Einheit des R e i .*
ches äw erhalten . Es sei ganz ausgeschlossen ,
daß diese Einheit jetzt um des Hauses
Wittelsbach ^ willen aufs Spiel gesetzt
verde . Durch eine Untergrabung der Reichseinheit
werde ganz besonders das Rheinland zu leiden haben.
Kein Deutscher würde es den deutschen Katholiken je
erzeihen , wenn durch ihre Schuld oder durch die Schuld

sines Teils von ihnen das Reich zerfiele.
So ernst ist selten in der Öffentlichkeit von den Ge-

ahren gesprochen worden , die der Reichseinheit von

Bayern her droht . Und wenn auch die Befürchtung des
Redners , daß man in Vorarlberg und Tirol ganz offen
auf eine einstweilige Trennung des Südens vom Norden
hinarbeite , von dem zufällig als Gast anwesenden öster¬
reichischen Abgeordneten Fischer -Graz als nicht berechtigt
bezeichnet wurde , da es sich hier lediglich um „Sonntaqs -
gedanken unverantwortlicher Leute" handle , so weiß doch
jeder, der die Verhältnisse in Südbayern und Tirol
kennt, daß es dort eine gar nicht kleine Schar von wilden
Desperados gibt , denen jo ziemlich jede Torheit zuzu¬trauen ist .

Und leider muß gesagt werden, daß — zum mindesten
noch bis vor kurzer Zeit —> diese Desperados einen ganz
ungebührlichen Einfluß auf die bayerische Polftik aus -
übten . Wenn jetzt die Deutschnationale Volkspartei
(offiziell Bayerische Mittelpartei genannt ) ihre Bezieh¬
ungen zu denr berüchtigten Obersten a . D . von
Dylander gelöst hat , so läßt das vielleicht die Hoff¬
nung aufkeimen, daß man in Zukunft dem Treiben jener
Leute etwas energischer entgegentreten wird . Aber es
wäre leichtfertiger Optimismus , wenn man diesen
einen Akt der Selbstbesinnung , dem Hunderte von
Akten anderer Art gegenüberstehen, als Beginn einer
neuen Aera in Bayern begrüßen wollte. Und so behalten
die mahnenden Worte des Reichstagsabgeondneten Joos
unter allen Umständen ihre volle Bedeutung .

# Frankreich und die Drient -
%

Krisis.
Bei der Entspannung , die im Augenblick die Lage im

Orient erfahren hat, hat F r a n k r e i ch in besonders leb¬
hafter Weise mitgewirtt . Wie jetzt bekannt wird , hat
Frankreich durch seinen Delegierten Franklin -Bouillon
energische Vorstellungen in Angora erho¬
ben , um Kemal Pascha und seine Berater zur Vernunft zu
bringen . Es war allerdings die höchste Zeit , daß Frank¬
reich sich endlich zu dieser nach Lage der Dinge einzig
möglichen Polittk entschloß.

Es ist ganz richtig , wenn jetzt darauf hingewiesen wird,
daß gerade das merwürdige Verhalten Frankreichs , vor
allem die Zurückziehung der französischen Truppen von
dem asiatischen Ufer der Meerengen in Angora den Glau¬
ben erweckt hat, daß man bei einem Konflikt mit Eng¬
land auf die Unterstützung Frankreichs rechnen dürfe . So
haben auch die Franzosen ein gut Teil Schuld daran , daß
der schon an und für sich recht ehrgeizige Kemal Pascha
seine Forderungen dermaßen überspannte und sein Auf¬
treten England gegenüber zu sehr übertrieb .

Wie. gemeldet wird , hat Frankreich in Angora aufs be¬
stimmteste erklären lassen, daß es genau so wie England
die r e st l o s e Erfüllung der in der bekannten Note
der Orientkonferenz ge st eilten Bedin¬
gungen erwafte , und daß die von den Alliierten in
dieser Note gemachten Zusicherungen hinfällig
sein würden, wenn sich Kemal Pascha weigere, seine Trup¬
pen aus der neutralen Zone zurückzuziehen . Kemal Pa¬
scha mußte also darauf gefaßt sein, daß nicht nur England ,
sondern die gesamte Entente seinem Vorgehen Wi¬
derstand leisten würde. Und diese beklemmende Aussicht
hat dann im Zusammenhang mit der zähen Entschlossen¬
heit Englands selbst besänftigend auf Kemal Pascha ein¬
gewirkt. Die Hauptsache war natürlich das Vorhanden¬
sein dieser Beharrlichkeit . Sie ist es gewesen , die
auch die Pariser Regierung zu einer Revision ihrer bis¬
herigen Haltung veranlaßt hat.

Politische Neuigkeiten .
Die deutschen Sckatzwecbsel in der

Schweiz .
Es bestätigt sich, daß ein schweizerisches Finanzkonsortium

unter Führung des SchweizerischenBankvereins die ersten an
Belgien gegebenen sechsmonatigen deutschen Schatzwechsel ,
welche die Reparationssälligkeit vom 16. August und 16 . Sep¬tember darstellen, insgesamt von 96 Millionen Goldmark, gleich
118,92 Millionen Schweizer Franken, in Diskont genommenhat . Die Wechsel sind von der deutschen Reichsschuldenver̂
traltung unterzeichnet und von der deutschen ReichAbank undder belgischen Regierung giriert . Ein Wechselrisiko überneh¬men die beteiligten Schweizer Banken nicht, denn sie erhaltenbei Verfall Schweizer Franken zurück .

Die Ikonkerenz von Mudania .
Die Meldungen , die über die Entwicklung der Dinge i«Orient vorliegen , sind wie gewöhnlich außerordentlich wider-spruchsvoll und scheinen zum größten Teil aus Kombination«,zu beruhen . Für die aus Smyrna stammende Nachricht , daßdre Türken die neutrale Zone völlig geräumt hätten, liegt eineamtliche Bestätigung nicht vor.
Über die Konferenz von Mudania , die gestern ftüh um 10.30Uhr begonnen hat , kann lediglich gesagt werden, daß sie sichausschließlich mit rein militärischen Fragen befassen wirdEngland hat ausdrücklich zur Bedingung gernacht, daß dieFrage der Wiedereinsetzung der türkischen Verwaltung inThrazien in Mudania nicht diskutiert werde , da sie nicht zurKompetenz der Militärs gehöre und ihre Regelung deshalbSache der alliierten Oberkommisiare in Konstantinopel sei.Hinsichtlich der Räumung Thraziens durch die Griechen undderen Überwachung durch die Truppen der Alliierten scheintEngland sich die Vorschläge Frankreichs zu eigen gemacht z,haben . In der Frage der neutralen Zone dagegen steP dieenglische Regierung nach wie vor auf dem Standpunkt , daßihre völlige Räumung durch die Türken der Entfernung de«griechischen Truppen aus Thrazien vorangehen muffe .
Nachdem bie militärische Lage durch die Befestigung Tscha-naks und bie aussichtsreiche Konferenz in Mudania einiger-maßen gesichert ist. beginnt die englische Diplomatie sich ern-fter mit den politischen Schwierigkeiten zu befassen . Die ras -

stsche » Roten der letzten Tage bereiten ihr Verlegenheit, auchwenn der Vorwurf der Blockade der Meerengen unberechtigt

lkemal Dascd«.
Pascha erklärte, er könne nicht mehr länger warten »um zuzusehen , ob die Griechen Thrazien räumen würden -denn würden die Griechen ihre Stellungen weiter befestigen,dann würde der Kampf der türkischen Armee um so schwieri-ger werden . Dieser Kampf müsse unbedingt bis zum Eia .bruch des Winters beendet sein .

Anerkennung des Ikönigs Georg ?
Exkönig Konstantin ist zu Schiff in Palermo eingetroffen.Zaimis hat telegraphiert , er bedaure, die Ministerpräsidentschastaus Gesundheitsrücksichten ablehnen zu müssen . Der vorläu -sige Regierungschef Krokidas hat beschloffen, die verkaftetenfrüheren Minister auf eine Insel zu schicken, wo sie die Ent¬scheidung der Nationalversammlung über ihr ferneres Schick¬sal abwarten sollen .
Der englische Gesandte in Athen hat die Anerkennung Kö-aig Georgs durch England in Aussicht gestellt . Der sronzök -ll. »

diplomatische Vertreter wartet darüber " och ^ >ungen, ausParis ab . '

Die Sozialdemokratie urd Erhöhung des
Tllmlagegctreidepreises.

Das Reichskabinett hat ", mit der Frage beschäftigt, otzdie Preise für das Umlag.» . . erhöht we en sollen. De«Beratungen lag eine Vorlage Ernährungsministers zu-gründe , wonach rückwirkend der Roggenpreis für das erst«Drittel der Umlage auf daS Dreifache gesteigert werden soll.Bon 2 Millionen Tonnen Getreide , die nach dem Umlagegesetzabzuliefern sind, sind bisher 123 »00 Tonnen abgeliefert toouden gegenüber 400 000 im Vorjahr .
Die beiden sozialdemokratischen Fraktionen des Reichstage»traten am Montag zu ihrer ersten gemeinschaftlichen Sitzungzusammen . Die außergewöhnliche Tagung war einberufen,um der Fraktion Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Be-strebungen der Agrarier auf Erhöhung des Preises für da»Umlagegetreide zu geben .
Zur Besprechung der Tagesordnung berichtete Müller überdie inzwischen geführten Verhandlungen betr . Erhöhung der

Preise für das Umlagegetreide. Reichswirtschaftsministei
91 . Schmidt begründete die Stellungnahme der ReichSregie -
rung , die eine Erhöhung des Umlagegetreides — ohne zu dem
Maß der Erhöhung endgültig Stellung genommen zu haben —
für berechtigt hält .

Nach voraufgegangener fortgesetzter Aussprache wurde nach¬
mittags gegen wenige Stimmen beschlossen, aus dem Boden
des . Umlagegesetzes zu verharren und die verlangte Preis¬
erhöhung für das erste Drittel abzulehne«. Die Fraktion ver.
kannte zwar nicht, daß die rapide Geldentwertung in den letz»ten Monaten auch der Landwirtschaft eine Eichung eine»
Teiles der Produktionskosten gebracht hat. Sie sah jedochdarin keinen Anlaß von ihrer bisherigen Haltung zur Preis¬
festsetzung abzusehen . Das Umlagegesetz ist von der Sozial¬demokratie seinerzeit beschloffen worden, weil es einen gewis.
sen Schutz der Verbraucher gegen die wilden Preissteigerungen
infolge der Geldentwertung enthielt, der für Brot unerläßlich
ist. Bedingung für diese Zustimmung aber war damals be¬
reits die Festsetzung der Preise für das erste Drittel wesentlichunter de » Konjunkturpreisen . Von diesem Standpunkt abzu¬
gehen und die durch Gesetz festgelegten Preise nachträglich zu
erhöhen , lag für dir Fraktion umso weniger Veranlassung vor.
als die Not der Massen und die Gefahren für die Wirtschaft
durch Teuerung und Arbeitslosigkeit seit dieser Zeit gewaltig
gestiegen sind. Eine aus der nachträglichen Erhöhung der
Umlagepreise für das erste Drittel entstehende BrotpreiSer-
Ihöhung würde also nicht nur Preisgabe des seinerzeit wohler.
wogenen Standpunktes bedeutet haben, sondern auch zugleich
Verschärfung jener Gefahr , die durch die damalige VreiaLoi,
setzung bekämpft werden sollte . •



Tagung der Uratbottscken Arbeitervereine .
Wir fl«fwn hier im Auszug die Rede des Abgeordneten Jo »S

auf der Gffener Tagung der Katholischen Arbeitervereine wie¬
der . Gin Teil der Ausführungen , welche auf Bayern Bezug
nehmen, wird bereits in unserem heutigen Leitartikel behan¬delt.

J —s führte unter anderem aus : Mit der Frage, rtb die
Revolution Meineid oder nicht gewesen ist, wird man nicht so
schnell fertig , wen» man sich vor Augen stellt , daß die Devo¬lution weniger ein Aufdäumen revolutionärer Hände und
Fäuste als ein Niedersinkender Hände derer war , die bis dabin
die Führung gehabt hatten . Me katholische Grundsatztreue

verpfkichtet uns auch nicht nur gegen links ; Materialismus ,
unchristliche Ethik und unreligiöser Geist gehen in mancherlei
politischer und wirtschaftlicher Gcnxrndnng durch d<̂ Land.
Gewiß predigte die Sozialdemokratie alle Zeit den historischenMaterialismus , wir dürfen aber nicht vergessen , daß die bür¬
gerlichen Kreise ihn praktizierten . ES mag die Haltung man¬
cher, die dem neuen Staat uird seiner Gewalt widerstreben,ernste Gewissensgründe haben, bei anderen finden wir Hochmutder Klaffe , Standesvorurteil , Geist der Gewalt , angemaßten
Herrschaftswilken als treibende Kraft . — Es ist richtig, daß inder Weimarer Verfassung das Wort „Gott " fehlt , aber auchin der früheren Reichsverfaffung kam es nicht vor. • Die Wei-
mom Verfassung enthält aber eine Reihe christlicher und so¬

zialer GedanKm, die auch &u früheren Verfassung zur Zier§«
gereicht haben würd» Nicht darauf kommt eS an , obWort „ Gott " in der Erfassung steht , sondern darauf , ob wirdie Freiheit haben, in den neuen Staat Gottes Geist hinein¬
zutragen , und diese Freiheit haben wir ! Die heutige Ver¬
fassung schließt allerdings für uns die Verpflichtung in sich,unsere religiöse und kulturelle Erziehungsarbeit tiefer zu neh¬men, den Trieb zur Selbsttätigkeit stärker anzufachen, — da »
aber ist doch eigentlich das einzig Würdige für ein erwachte»
Volk.

Unsere Stellung zur Sozialdemokratie bleibt die gleiche, magdiese getrennt oder geeint vor uns stehen . Joos skizziert die
tiefen grundsätzlichen Gegensätze , tie die katholische Arbeiter -

Bestreitung der Zuständigkeit — Versuchte Ablehnung de»

Vor dem StaatsgrrichtShof zum Schutze der Republik be-
flutm unter großem Andrang des Publikums der mit Span¬
nung erwartete Prozeß der Ratheiraumörser . Die Verhand¬
lung findet in demselben Saal statt, in dem seinerzeit die
Krieg.sbeschuldigt ?nhrozesse vor sich gingen, Schon lange vor Be¬
ginn der Verbandlung ist der große Sitzungssaal überfüllt . Im
Kjsyörerraum sitzt und steht das PuhÜkum so dicht, daß es fast
beängstigend ist. , . Atoischen den Plätzen der dreiz - b » Angeklag¬ten 'und ihren zahlreichen Verteidigern hHinden sich die eng
besetzten Tische .der Presse , so oatz . für . dte Zeuge» nur ein
finaler Zugang zum Richtertisch vexbleibt. .

.Die . Angeklagten machen lt . „ Frkf . . Ztg," fast durchweg einen
sehr jugendlichen, einzelne einen knabenhaften Eindruck.

' Eine
Gemütsbewegung , deren Charakter mit - Sicherheit gedeutet
»Verden könnte, ist kaum einem von ihnen anzumerken, aber
bei einzelnen hat man doch den Eindruck, daß sie « ine gewisse
Sicherheit Vortäuschen wollest ; ivenigstens, deutet gelegentlichein jironifcher Zug ' üm den Mund oder 'eiste dem Nachbarn zu-
tzfflüsterte, offenbar "

spöt t i iche Bemerkung darauf hin . Um 9
UM beginnt die . Ve'

rhanolung mit Bfreidigung vor».
'
.sieben

Mitgliedern des
'
lStaätSgerichtshofr

'
s'

, ,
' Feierlich verliest der

Btzrsttzende , Senatsprä -sihent Dr . Hagtntz die Eidesformel , und
ebenso feierlich wkb ’

bfe* Eid geleistet, fDann wird in die ei.
gesttliche Verhandlung , eingetreten .

' ' .
Rechtsanivalt Jnstizra -t Hahn, der Verteidiger des Hauptan -

gekjaigten Ernst Werner Techotv, beantragt ' daß der Staals -
gerichtshoisichals verfassungswidrig erkläre und die Sache an das
Schiourgerichr als da« zuständige Gericht..vLvioeise . In laugen
Ausführungen sucht der. Verteidiger den Nachweis zu führe » ,
daß das Schutzgesetz verfassungswiorig sei und der Staattzge -
richtshof ein Ausnahmegericht darstelle. Er beruft sich dabei
außer aus juristische Gutachten auch auf Äußerungen politischer
Persönlichkeiten und Organisationen und wird dabei so Weit¬
schweifig , daß der Präsident sich veranlaßt sieht, einzugreifen .
Ein Versuch, aus dem Verlauf der polizeilichen Untersuchung
prozessuale Bedenken herzu !-?ilen, wird vom Präsidenten ver¬
eitelt . Qberrechtsanwall Ebermeyer erkennt an , daß das Ge¬
richt berechtigt sei, die Versaffungsmäßjgkeit von Reichsgesetztn
nachzuprüfen . Er wioerspricht aber dem Standpunkt des Ver¬
teidiger«. . Ob das Schutzgesetz unter dem Druck der. Straße
zustandegekommen sei, sei ohne Belang ; es komme lediglich
darauf an, daß es an sich ordnungsmäßig und im Einklang
mit der Verfassung erlassen worden sei . Etz sei zu unterschei¬
den zwischen Ausnahmegericht und Sondergerichl . Ein Aus¬
nahmegericht sei der Slaatsgerichtsbof nicht , oenn er sei nicht
für besondere Fälle gebildet, sondern ihm seien ganze Gruppen
von Fällen , ganze Materien unterstellt und er sei deshalb als
Eolioergericht anzusehen . Ausschlaggebend sei aber , daß das
Schuhgesetz mit der für Verfassungsänderungen erforderlichen
Zweidrittelmehrheit beschlossen worden ist. Der Gerichtshof
ieht sich zur Beratung zurück . Nach zehn Minnlen begründet
er Vorsitzende als Ergebnis , daß das Gericht oie Ordnungs -

mätzigkeit detz <Aaatsgcrich -tshofs bejaht hat .
Verteidiger Justizrat Hahn stellt darauf unter Berufung auf

das im Schutzgesetz vorgesehene Ablehnungsrecht zrvei An¬
träge : t . aus Ablehnung des Gerichtshofs in seiner Gesamtheit
und 3. auf Ablehnung der Mitglieder , die nicht die VefähiAung
zum Richteramt haben, da diese parteipolitisch abgestentpelt
seien . Es handelt sich um die Mitglieder Verdandsfekrctär
Hartman », v . Hildebrandt , Jaeckel , Müller und Branocs . Fer¬
ner leGrt der Verteidiger den Vorsitzenden Senutspräsidenten
Dr . Hageu» und drei richterliche Mitglieder ab, weis der Vor¬
sitzende seinerzeit an den Reichsjustizminister ein Schreiben
gerichtet hat , in dem er die Befürchtung für unbegründet er¬
klärt, daß die drei Reichsgerichtsmitglieder des Staatsgerichls -
bofes die erlassenen Bestimmungen nicht in dem Gerste, in
dem sie erlassen seien , und nicht mit der Schärfe , die der
Schutz der Republik erfordere , anwenden würden . Sämtliche
Mitglieder ständen auf dem Boden der Republik und seien
sich ihrer Aufgaben bewußt . Er bitte daher dringend , ihnen
bas Vertrauen zu schenken dessen sie bedürfen , und nicht in
ängstlicher Kontrollforge ihnen Hemmschuhe anznlegen . Der
Vorsitzende Dr . Hägens erwidert , daß er diesen Brief lediglich
aus eigener Initiative geschrieben habe, und zwar ausschließlich
als dienitticke Äußerung , um dahin zu wirken, daß an oer
ursprünglich vorgei« heuen Zusammensetzung des Staatsjgeb
richishofes nicht in dem Sinne einer Verringerung der Zahl
der Reichsgerichtsstiüiglieder etwas geändert werde . Darauf
zieht der Verteioiger Jnstizrat Hahn den Ablednungsantrag in
Bezug auf die drei Reichsgerichtsräte zurück , hält ihn aber be¬
züglich des Vorsitzenden aufrecht. Verteidiger Goldstücker er¬
klärt namens der Angeklagten Schütt und Diestel , daß er und
di« von ihul vertretenen Angeklagten sich dem Mlehnungs -
antrag nicht anschließen, weil sie keine politischen Gesichts¬
punkte in die Verhandlung hineingerragen haben wollen.

Nach kurzer Beratung des Gerichtshofs verkündet Senars -
präschent Hagen« den Beschluß daß, scweit die Ablehitungs -
anträge den gesamten Gerichtshof, die Laienrichter und die
Reicksgerichtsräte betreffen , das Gericht sie als unzulässig an-
sehe ; dagegen feien gegen ihn, den Vorsitzenden, sachliche Be-
benken vorgebracbr worden, über die das Gericht ohne ihn zu
entscheiden bade . Wieder zieht sich das Gericht zurück , diesmal
ohne de » Vorsitzenden. Die Beratung dauert tvieder nur
kurze Zeit ; dann verkündet der stellvertretende Vorsitzende :
„ Aus dem Schreiben 'oeS Senalspräsidenten Dr . Hägens an
den Reichsjicstizminisler ist, wenn man es objektiv würdigst,
nicht auf Befangenheit zu schließen . Es genügt nicht , daß ein
allgemeiner Verdacht der Befangenheit vorliegt , sondern, um
«ine Ablehnung zu rechlfertigen, muß ein begründeter Ver¬
dacht gegeben sein . Der Gerichtshof ist ccher einstimmig der
Ansicht , daß nichts vorlirgt , wa» ein Mißtrauen der Angeklag-
1« in di ? Unparteilichkeit des Vorsitzenden begründen könnte.
Deshalb lehnt er den Antrag der Verteidigung auf Slblehnungdes Boriitzenden ab. Senatspräsident Hcrgens übernimmt wie¬
der den Vorsitz, und endlich kann sich die Verhandlung der
Sach« selbst zuwenden . ■ ». , .

Die Vernehmung brr Angeklagten.
An der linken Seitenwand desSaales veranschaulicht ein

zratzkr Strahrnvtan die Örtlichkeit, an der der Mord an Mi-

Vorsttzentze » und der Laienrichter — Das Verhör der Angeklagten
Der Bruder des Erzbergermörders

nister Rathenau begangen worden ist. Auf diesen Plan nimmt
der Vorsitzende Bezog, als er nunmehr an der Hand der An¬
klageschrift die Vorgänge schildert , die die Untersuchung aüf-
gedeckt hat. Dann beginnt das Verhör der Angeklagten. Als,
erster steht der Hauptangeklagtx Ernst Werner Techow vor
dem Richtertisch . Er ist der Führer oes Kral " - ' »ens gewesen,von dem aus Kern und Fischer Rathenau er . .jen haben .

Auf die Frage des Präsidenten , ob er der Organisation C
angehörte , antwortete Techow : Jawohl . Präsident : Hatte die
Organisation nicht einen Hauptsitz? Angel! . : Das weiß ich
nicht . Präs . : Haben Sie auch Verbindung mit . Ehrhardt ge¬
habt ? Angekl . : Nein . Die Mitglieder - er Organisation haben
sich gelobt, im Falle eines Aufstande« sich gegenseitig beizu-
stehen . Präs . : Waren Sie auch .zuin Gehorsam verpflichtet?
Angekl . : Jawohl . Auf die Frage des Präsidenten bestätigte
Techno, daß er im Aufträge der Organisation C verschiedene
Reisen gemacht hat . ■ r

~ ■
Dann fragt der Oderreichsanwalt : Haben Sie einmal ge¬

hört , daß b̂esondere Leute ausgewählt worden sind , die aber
nicht gehalten gewesen wären , ihre Verpflichtungen unbediltgt
zu erfüllen ? Angekl : : Die Mitglieder waren nicht gebunden,
Perpflichtungen , die sie nich übernehmen mochten , zu erfül¬len . Die Organisation C war gegründet , um bei Aufständenvon links sich beizustehen.

Es wird sodann Hans Gerd Techow vernommen . Er ist 1905
geboren' und war zur Zeit der Festnahme Obersekundaner .
Präsident : Sie gehörten mehreren -Vereinen an ? Angekl . : Ja¬
wohl ; dem Deutsch » Verein , dem deutschvölkischen Schutz -
uiid Trutzbund und dem deütschnätionalen Jngendbnnd .
Präsident : Wie kam es, daß Sie so vielen Vereineei angehör-
te» ? Angekl . : Das lag hauptsächlich im Interesse des
deutsch -nationalen Jugendbunbes ; die genannten Vereine wa¬
ren nur klein und sollten als Ortsgruppen dem Jugendbund
zugeführt werden. Präs . : Gehörten Sie der Organisation C
an ? Angekl . : Jawohl . Präs . : Sind Sie besonders verpflich¬tet worden ? Angekl . : Nein . Präs . : Was ist Ihnen über die
Aufgaben der Organisation C bekannt ? Angekl . : Die Mit¬
glieder sollten sich bei einem Aufstand gegenseitig unterstützen.

Der nächste Angeklagte, Willy Günther , ist der Sohn eines
Bankbeamten . Er ist wegen Fahnenflucht zu l 'A Jahr Ge¬
fängnis und Versetzung in die zweite Klasse des Soldatenstan¬des verurteilt worden . Die Strafe ist ihm jedoch durch Am¬
nestie erlassen worden. Auf Wunsch der Verteidigung erzählter darüber : Mein Wunsch war , Marineoffizier zu werden.
Wegen eines Augenleidens wurde ich wieder entlassen und trat
bei den neunten Ulanen ein . Ich kam zur Ostfront und
wurde zum Ofsizierskurs nach Lockstadt kommandiert. Wegen
Verletzung meines Knies ging ich zur Infanterie . Als ich
keine Möglichkeit zum Avancement sab , versetzte ich mich selbst
nach der Türkei, weil ich dort weiter zu kommen hoffte . Ichwurde aber , da meine Versetzung nicht ordnungsgemäß war ,nicht angenommen und kehrte zurück nach Deutschland, wo ichdann tvegen Fahnenflucht verurteilt wurde.

Präs . : Am Kapp-Putsch waren Sie auch beteiligt ? Angekl . :
Jawohl , ich bin durch meine Organisation in die Sache hinein¬
geraten , der Organisation C habe ick aber nicht angehört ,
sondern nur dem deutsch-nationalen Jugendbund . Präs . : Ge¬
hörten Sie auch der deutsch-nationalen Bolklspartei au ? An¬
gekl . : Jawohl , vom Herbst 1919 ab . Ich war dorr Liquidatorund wurde ausgesckieden.

Über dieseir Austritt oder Ausschluß wegen nickt ordnungs -
geinätz verwalteter Wahlgelder wird nun der Angeklagte in
ein Kreuzverhör genvmiucn, dessen Ergebnis der Präsident da¬
bin zusaininenfatzt, daß von der Deutschnationalen Bolköpartei
gegen Günther Verdacht crhoven worden ist , daß aber im Au¬
genblick keine Sicherheit darüber bestehr , ob die Bonvürfc gegenihn berechtigt sind.

Oberreichsanwalt : Sie haben dock zu Slubenrairck sich über
die Organisation C geäußert und sich insbesondere über deren
Ausgaben ausgelassen . Der Angeklagte bestreitet lms . Aufweiteres Befragen gibt er zu , dem Deutschen ÖffizierSbund nn-
gehürl zu haben. R .-A . Dr . Hahn : Ich bitte festzustellen, mit
welchem Recht der Angeklagte dem Deutsche » ÖffizierSbund
als Mitglied beigetreren ist , da er doch niemals Offizier war .
Ick stelle auch fest , daß die Deutschnationale Boiksparlei mit
Herrn Günther nichts zu tun haben null. Zur allgeineiuen !
Verwunderung behauptet der Angeklagte, daß de », Deutgtren
ÖffizierSbund jeder beitrere» könne, auch wenn er kein Offi¬
zier sei.

Nach ibm wird der Kaufmann Ehristia » Jlsemann vernout»
men, der im April 1901 in Mexiko geboren ist . Der Ange¬
klagte schildert seinen LedenSgang. Er ist 1909 nach Deutsch¬
land gekommen und hat die Oberrealschule mit Prima - Reise
verlassen. 1918 ist er als Seekadett in die Marine cingetre - '
4e „ und 1919 in die Ehrhardt -Brigade ausgenommen worden. !
Präsident : Was haben Sie dort miterlebt ? Angekl . : Ich hat»e i
mit der Ehrhardt -Brigade in München während der Räte¬
republik gekämpft.'" Präs . : Warum sind Sie von der Brigade
wieder sortgegangen ? Angekl . : Ich wollte wieder nach Mexiko
zu meinem Vater zurück . Dort war ich von 1920 bis zum
Frühjahr 1922 als Kaufmann tätig . Präs . : Wo haben Sie
Kern getroffen ? Angekl . : In Kiel ; er verschaffte mir eine
Stellung in -Schwerin, tvo ich im Auftrag des Schutz- und
Trutzbnnbes organisatorisch tätig war .

Der Angeklagte Gustav Steinbeck aus Dresden ist ebenfalls
wie die vorgenannten Angeklagten der Beihilfe zu», Mord an
Reichsminister Rathenau beschuldigt . - Er ist 1899 zu Rostock
geboren, wo er als Abiturient das Reatghmuasium verlieh .
1917 trat er in die Marine ein, dort wurde er schließlich Leut¬
nant . Präs . : Haben Sie auch bei der Brigade Ehrhardt am
Kapp-Putsch teilgenommen ? Angekl . : Jnwöhl , ich habe mitge¬
kämpft ; ich bin auch mit Brandt bekannt geworden. Präs . :
Gehörten Sie der Organisation E an ? Angekl . : Nein, ich
war lediglich Mitglied der national -sozialistischen Arbeiterpar¬
tei in München, äußere » ' war ich dem deutschiratiönalen Jn -
gendbllnd beigetreten, -de» aber weder politische noch völkisch«
Interessen vertritt .

Organisation <7, Jugend - , Schutz , und Trutzbündi»

Der nächste Angeklagte Waldemar Niedrig ist Privatdetekti »und gibt auf Befragen des Präsidenten an , daß ^er wegenschweren Diebstahls mit 6 Monaten 2 Wochen Gefängnisvorbestraft ist. Er hat die Volksschule besucht und später sichder Landwirtschaft zugewendet. Der Angeklagte gibt weiteran , daß er später zur Reichswehr gegangen bst . Vdm März1920 an sei er Privatdetektiv gewesen , später trab er auch dem
Selbstschutz für Oberschlefien bei , da er es für nötig gehaltenhabe, diese nationale Sache zu unterstützen. Präs . : Sind Sie
auch der Organisation C beigetreten ? Angekl . : Nein . Ober -
reichsäuwalt : Sie haben dies aber doch vor dem Untersuchungs¬richter zugegeben, über diesen Widerspruch des Nngeklagteükommt es zu keiner Aufklärung . Der Angeklagte behauptet;damals vor dem Untersuchungsrichter sich in einer seelischen
Depression vefunden zu haben und unter dieser Einwirku >,gdie falsche Angabe gemacht zu habeni Ans Wunsch des Ober¬
reichsanwalts soll am Mittwoch der Ünkersnchnngsrichtcr über
diesen Punkt ' vernommen werden.

'
Als nacyiter Angeklagter tritt Friedrich Warnecke - vor den

Stuhl des Präsidenten . Er gibt an , nicht vottbe-straft zu sein ';
Präs . : Sind Sie während des Krieges im Heeresdienst gewesen.?,
Angekl . : Jawohl , ich trat 1918 bei dem Jnfanterieregipiezit135 in Düsseldorf ein, wurde 1918 Leutirant und 1919 entlas¬
sen . Später war ich öei der Brigade Ehrhardt und mit i'hr' iit
München und in Oberschlesien . Präs . : Ihr Führer war Kil»
linger ? Angekl . : Jawohl , in München. Der Zweck der Orb-
ganisarion C war , als wir nach Oberschlefien gingen , dies«
Provinz vor den Polen zu schützen. Außerdem verfolgte die
Organisation C die Aufgabe, sich bei Gefährdung des Vater »
landes zur Verfügung zu stellen . Präs . : Dabei war ncltürkiHnur an Aufstände von links gedacht ? Angekl . : Jawohl : . Ichlernte auch Niedrig kennen und zwar' -gelegentlich eines Vor»
träges in Hamburg . Wir lmbei, Beziehungen zu Killinge.rbis zu seiner Verhaftung nach dem Erzbergermord gehabt . Auf
Wunsch der Verteidigung erstärt der Angeklagte, daß die re«
publikanische Regierung sich in Oberschlefien der Organisation '
C bedient habe , » in das Land von den Polen zu befreiert.
Präs . : Sind Sie also der Äberzengung gewesen, als Sie de»
Organisation C beitraten , daß diese in erster Linie beabsich¬
tigt hat, die oberschlesische Gefahr zu beseitigen ? - Angekl . :
Jawohl . . . Ein Verteidiger : Ist Ihnen bekannt. . daß die ..Orga¬
nisation C auf Veranlassung der Regierung nach Oberfckllesien
gegangen ist ?

Angekl. : Nein, die Organisation C ist freiwillig dortbin ge¬
gangen und hat sich dann erst der Regierung angeböten .

Der Angeklagte Ernst von Salomo » ist am 2 ~
. September

1902 geboren und jetzt Bankbeamter . Er hat seine Erziehungim Kadettenhaus erhalten und ist auch bei der Reichswehr ge¬
wesen, später trat er zum oberschlesische» Selbstschutz über .
Angekl - : Ich beteiligte mich daran , da ich dies filr eine natio¬
nale Sache hielt, später ging ich von dort weg, um an einer
anderen nationalen Sache zu arbeiten . Präs . : Was war das
für eine nationale Sache ? Angekl . : Es sollte eine Orgesch int'besetzten Gebiet gegründet werden. Präs . : Mit wem sind Sie
in Berlin in Verbindung getreteui ? Angekl . : Das möchte ich
nicht sagen. In Berlin traf ich zufällig Kern , den ich von
fri'ibcr her kannte . Er teilte mit , daß er auch in Berlin we¬
gen einer nationalen Sache sei . Präs . : Waren Sie Mitglied
von sogenannten nationalen Vereinen ? Angekl . : Ich gehörte
nur dem nationalen Verband deutscher Soldaten an . Präs . :Sind Sie Mitglied der Organisation C ? AngeN . : Rein . Ichwar Mitglied des Jnngdeutsche» Ordens . Präs . : Bestand diese
-Vereinigung zu dem Zweck der Wiederherstellung der Monar¬
chie ? Angekl . : Nein . Ein Verteidiger : Ist Ihnen nicht be¬
kannt geworden, daß der Jnngdeutsche Bund auch zur Versöh¬
nung der Klassengegensätze beitragen °

>»»8t« ?° Angekl . : Ja ,das auch .
Der Angeklagte Richard Schütt ist 1885 geboren. Er will

mit der Angelegenheit der Erinordung des Reichsministers
Rathenan nichts zu tun gehabt haben und bestreitet, politisch
irgend einer Partei anzngehören . Auch mir der Organisation
E habe er nicht -in Verbindung gestanden.

Auch der Angeklagte Diestel aus Berlin will nur durch Zu¬
fall in die schwebende Angelegenheit verwickelt worden seist ; tt
ist nicht Soldat gewesen und gehört keinem politischen Verein
an .

Ausführlicher gestaltet sich die Vernehniung des Angeklagten
Karl Tillessen , dessen Verhör mit Spannung verfolgt wird , da er
ein Bruder des Erzbersermördees ist. Er erzählt , daß er 1891
zu Köln geboren ist , sein Vater war General und ist 1910 ge»
jiorben.

Präs . : Sind Sie wegen des Attentats auf Scheidemann
nickt verhaftet gewesen ? Angekl . : Jawohl . Der Angeklagte
teilt dann weitere Einzelheiten über sein Leben mit . Wäh¬
rend des .Krieges ist er bei der Marine gewesen , wo er es bi»
zu», Kapitänleutnant brachte . Den größten Teil seiner Dienst¬
zeit hat er auf dem Torpedo verbracht und bei Gelegenheit de »
Nnierganges eines Kreuzers unter eigener Lebensgefahr zwei
Personen das Leben gerettet .

Präs . : Wo befindet sich Ihr Bruder ? Angekl . : Da » « eiG
ich nicht ; ich habe seit seiner Flucht keine Verbindung mehr
mit ihm . Präs . : Nach dem Krieg haben Sie in der Brigade
Ebrhardt gedient. Angekl . : Jawohl , in München, Oberschlesieu
und auch während des Kapp-Pulsches in Berlin . Irgend eine«
politische » Partei gehöre ich aber nicht an . Ich betätige mich
lediglich in nationaler Richtung . Tillessen schildert den Mörbe«
Kern , der sein Untergebener in der Brigade Ehrhardt gewesen
war , als äußerst energischen Mann , der immer wollte, dafj
etwas geschehe und ihn früher einmal zu einer Art . Freiwilli »
ge.nkorpsbildung nach Schillschem Muster für den Fall des Gin»
nrarsches der Franzosen ins Ruhrrevier ausgefordert hatte .
Kern könne wohl bestimmenden Einfluß a .if jüngere Gemüter
aitSgenbr haben.

Rach weitere» Verliören beschließt ' das Gericht, die Verhltiid»
kung auf Mittwoch 9 -Uhr vormittags zu vertagen , um dann
zunächst in ' eine Spezialvericehmnng der beiden Techows tin »
zptretrn . ,

Der Prozess gegen die IKstbenuumörder .
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